Rechte Ökologie

Die Wenigsten wissen, dass die Ökologie lange von rechtskonservativen Gedanken geprägt war, heute gilt sie als links-alternatives Themengebiet. Von der rechten Seite wurde sie dazu benutzt, die Einbindung der Menschen in gesellschaftliche Unterdrückungsverhältnisse zu legitimieren.

Geschichte der Ökologie

Den Begriff der Ökologie führte 1866 Haeckel ein, Ökologie ist die Wissenschaft von den Beziehungen des Organismus zur ihm umgebenden Außenwelt. Das wichtigste Leitbild der Ökologie war zu dieser Zeit die Darwin´sche Evolutionstheorie, die besagt, dass alle Arten durch Selektion und Variation immer höhere Entwicklungsformen erlangen. Die Ökologie liegt ideologisch dem Holismus nahe, der besagt, dass jeder in der Ganzheit der Welt seinen vorbestimmten Platz hat gegen den er sich nicht auflehnen darf und dass der Sinn des Einzelnen darin liegt die Ganzheit aufrechtzuerhalten. Diese Theorie eignet sich in allen Gesellschaftssystemen hervorragend dazu, gesellschaftliche Positionen als nicht hinterfragbar abzusichern und läßt sich so bestens in faschistische Ideologien integrieren, in denen der Einzelne nichts gilt, die Gemeinschaft aber alles. Nach 1945 verliert der Holismus wegen seiner ideologischen Nähe zum Nationalsozialismus seine Vormachtsstellung. Erst Anfang der 70er, als in Deutschland die Diskussion über Umweltverschmutzung und die Grenzen des Wachstums entbrennt, erfahren holistische Ansätze wieder mehr Aufmerksamkeit.

Ende des 19. Jahrhunderts, infolge der Industrialisierung und der aus ihr resultierenden Naturausbeutung und Umweltverschmutzung, entwickelt sich das erste natur- und landschaftsschützerische Engagement. 1904 wird der Bund Heimatschutz gegründet. Dort ist man der Meinung, dass Naturschutz nicht ohne Heimatschutz geschehen kann und beklagt die Verschandelungen der Landschaft durch die Industrialisierung. In der Weimarer Republik galt die Landschaftszerstörung als Entartung des deutschen Volkes, die erbbiologische Ursachen hat. Von dem damaligen Präsidenten der Bewegung, Schultze-Naumburg, wird eine eugenische, qualitative Bevölkerungspolitk gefordert, um die geistigen Voraussetzungen für eine heile Natur zu schaffen. 

Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten begann auch für die Umweltbewegung eine neue Zeit. Das antidemokratische, organische Denken der Nazis stimmte mit ihren Vorstellungen von der Einfügung des Einzelnen in das große Ganze überein. Zunächst wurden sie auch sehr zufrieden gestellt, ihre Forderungen erhielten Gesetzesrang. Doch die Realität sah anders aus, das Naturschutzgesetz wurde kaum umgesetzt. Durch Landeskulturarbeiten wie Deichbau und Flurbereinigungen gab es Umweltzerstörungen in hohem Ausmaß. Der Naturschutz wurde auf seinen völkisch-ideologischen Kern reduziert, 1943/44 wurde die staatliche Umweltschutzarbeit ganz eingestellt.

Nach dem Dritten Reich blieb eine kritische Auseinandersetzung der Umweltbewegung mit der Rolle im Nationalsozialismus weitestgehend aus. Das Reichsnaturschutzgesetz bestand weiter, aber der Stellenwert von Naturschutz war in der Phase des Wiederaufbaus gering. Mit Beginn der siebziger Jahre wurde die Umweltbelastung zum gesamtgesellschaftlich beachteten Politikfeld, viele Bürgerinitiativen wurden gegründet. Jetzt beschäftigte sich auch die politische Linke mit dem Umweltschutz, zuvor wurde das Thema als kleinbürgerlich-faschistoid eingestuft. Die Umweltbewegung wurde durch die Beteiligung der Linken gewichtiger und radikaler, aber rechtsextreme und konservative Umweltgruppen gab es nach wie vor. Auch im Gründungsprozeß der Grünen 1979/80 verfügten rechte Gruppen anfangs über die Mehrheit. Ein großer Teil dieser spaltete sich 1982 als ökologisch-demokratische Partei unter Herbert Gruhl ab. Rechte Gruppen versuchten bei den Grünen bis in die achtziger Jahre hinein die „nationale Frage“ als Schlüssel für den Umweltschutz durchzusetzen, doch die Nationalisierung war nicht erfolgreich. Die Grünen schlugen den links-emanzipatorischen Weg ein, seit Anfang der Achtziger gilt Umweltschutz allgemein als linkes Themenfeld. Doch momentan gewinnen rechtsökologische Argumentationen wieder an Zulauf.

Rechtsökologische Argumentationen

Die Umweltbewegung setzt sich ein für ein Leben im Einklang mit der Natur. Dabei wird politisches Handeln unter das Primat der Ökologie gestellt, Arbeits-, Sozial- und Innenpolitik werden wenig beachtet. Zusammenhänge und Widersprüche zwischen den einzelnen Politikfeldern werden nicht thematisiert. Die Übernahme von rechtem Gedankengut geschieht meist unbewußt weil nur der ökologische Nutzen gesehen wird.

Ein rechtsökologischer Argumentationsstrang, der in den meisten faschistischen Ideologien zu finden ist, ist der Biologismus. Gesetze und Organisationsprinzipien aus dem Tier- und Pflanzenreich werden auf menschliche Gesellschaften übertragen. Auf diese Weise werden die Ungleichheit des Menschen, die Notwendigkeit von Hierarchie und Elite, die Schädlichkeit der Emanzipation, die Unmöglichkeit von gesellschaftlicher Veränderung, die Trennung in wertes und unwertes Leben sowie Unterdrückung und Ausbeutung legitimiert. Der Biologismus enthält zwei Grundannahmen: 1. Der Mensch ist eine mehr oder weniger intelligente Tierart, deren Existenz durch naturwissenschaftliche Gesetzmäßigkeiten bestimmt ist. 2. Die Ökologie verfügt über das Wissen von universellen Naturgesetzen, die die unveränderbare Grundlage menschlichen Lebens sind. 

Aber der Mensch ist mehr als ein biologisches Wesen. Er ist ein soziales Wesen mit Bewußtsein, seine Fähigkeit zu geistiger Weiterentwicklung und Gestaltung seiner Umwelt hebt ihn weit aus dem Tierreich heraus. Die Reduktion des Menschen auf seine biologischen Anteile wird den komplexen Funktionsweisen menschlicher Gesellschaften nicht gerecht. Außerdem sind ökologische Modelle nicht ewig gültig. Sie stehen oft in der Diskussion, sind subjektiv gewählt, werden an Ideologien angepaßt und sind nie wertfrei. 

Einer der herausragenden Biologisten war Konrad Lorenz, er lieferte der Neuen Rechten das wissenschaftliche Basismaterial für ihr Menschenbild. Er leitete aus bei Tieren gewonnen Forschungsergebnissen gesellschaftliche und politische Konsequenzen ab. Der wichtigste biologistische Vertreter der politischen Ökologie ist Herbert Gruhl. Er fordert eine Anpassung an die Naturgesetze, sonst drohe der Untergang. Jeder solle sich in die naturgegebene Ganzheit einfügen. Gruhl wollte die bestehende Gesellschaftsordnung gegen die neue soziale Bewegung verteidigen. Er übte Kritik am sozialen Netz, da dieses unnatürlich sei, weil es jeden auffängt, die Natur dagegen erzwinge eine disziplinierte Einhaltung ihrer Gesetze.

Auch unter dem Motto Lebensschutz lassen sich rechte Argumentationen finden. Der Weltbund zum Schutze des Lebens definiert Lebensschutz als Menschenschutz und Völkerschutz. Der langjährige Präsident des WSL, Werner Georg Haverbeck, meint mit gesundem Leben vor allem Volksgesundheit. Da von lebensschützerischer Seite die Auffassung vertreten wird, dass Menschen vor allem durch ihre Gene geprägt sind, gilt das Interesse in erster Linie der Erbgesundheit des deutschen Volkes. Von diesem Blickpunkt aus müssen auch die Standpunkte zu Atomenergie/Atomwaffen, Abtreibung und Umweltzerstörung betrachtet werden. So meint dann auch Hans Rustemeyer von den Unabhängigen Ökologen, dass Atomenergie bevölkerungspolitisch schlecht ist, weil sie das Erbgut schädigt und kritisiert die Einstellung mancher Lebensschutzorganisationen, die die Abtreibung bei geistig oder körperlich schwerbehinderten Kindern verbieten. Er will eine qualitative Verbesserung der Bevölkerung. Auch das Friedensengagement ist nicht pazifistisch zu sehen, sondern als Angst davor, in einem Krieg Träger von „gutem Erbgut“ zu verlieren. Unter Lebensschutz wird aber auch Überleben im Kampf um Ressourcen verstanden. So meint Herbert Gruhl, dass der Krieg zwischen Völkern ein natürlicher Überlebenskampf sei, dass die ungleiche Verteilung von Ressourcen natürlich sei, dass jedes Volk für sich selbst verantwortlich sei und dass eine vereinte Welt utopisch sei. Hieraus wird deutlich, dass Lebensschutz nicht für jedes Leben, sondern ausschließlich für deutsches Leben gilt. Umweltschutz wird als Begründung nationaler Machtpolitik benutzt.

Eine weitere Theorie ist, Umweltverschmutzung als Ausdruck einer verfehlten Geisteshaltung, mangelnden Bewußtseins und zunehmenden Werteverfalls zu sehen und nicht als Folge ökonomischer und politischer Strukturen. So meint wiederum Herbert Gruhl, dass den Deutschen nach Kriegsende die materialistische, gleichmacherische, antibiologistische, mechanistische und lebenswidrige Ideologie des Marxismus und des Liberalismus aufgezwungen worden sei, die dem Deutschen art- und wesensfremd sei und macht dies für alle heutigen Probleme verantwortlich. 

Eine ebenfalls vertretene Meinung ist Ausländer als ökologisches Problem zu sehen. Nicht-Deutsches gilt als eine der hauptsächlichen Umweltbelastungen. So läßt das Heidelberger Manifest von 1981 verlauten, dass die Integration von Ausländern zu ethnischen Katastrophen führe, und dass die Rückführung der Ausländer eine ökologische und gesellschaftliche Entlastung zur Folge habe. So kann man auch in der rechten Zeitung Criticon lesen, dass mehr Ausländer gleichzeitig mehr Industrieproduktion und einen höheren Ressourcenverbrauch bedeuten und daß Ausländer kein Interesse an Umweltschutz haben. Solche absurden Begründungen sind auch in der Gesellschaft weit verbreitet, zahlreiche Witze assoziieren Ausländer mit Dreck, Gestank und mangelnder Hygiene. Holger Schleip von der Deutschen Unitarier Religionsgemeinschaft ist der Meinung, daß es sich um eine Völkerwanderung von den warmen in die kälteren Länder handelt, dass deshalb mehr Energie für die Heizung gebraucht wird und dass so die Umweltbelastung steigt. Doch auch in den etablierten Parteien, in der Justiz und in den Ausländerbehörden werden fragliche ökologische Begründungen, z. b. der höhere Flächenverbrauch, gegen Ausländer benutzt. In Wiesbaden wurde einem Iraner die Aufenthaltsgenehmigung mit der Begründung der hohen Bevölkerungsdichte und der daraus resultierenden Umweltbelastung nicht verlängert.

Auch in der Bevölkerungspolitik finden sich viele rechtsökologische Begründungen. Überbevölkerung gilt oft als das dringendste Weltproblem. Je mehr Menschen es gibt, desto mehr Ressourcen werden verbraucht, desto mehr Schadstoffe entstehen und desto näher kommt die Menschheit dem globalen ökologischen Kollaps. Aus dieser eindimensionalen Analyse folgt die Forderung nach einer Senkung der Geburtenraten. So wird der Mensch zum reduzierungswürdigen ökologischen Problemfaktor. In den siebziger und achtziger Jahren galten die anwachsenden Menschenmassen als Hauptproblem für die Umweltzerstörung. Inzwischen gibt es differenziertere Analysen, die auch das Konsumverhalten in den Industrieländern mit einbeziehen und die freiwillige Mitwirkung der betroffenen Frauen sowie eine Stärkung von Frauenrechten fordern. Das Ziel von Bevölkerungspolitik bleibt aber immer die Optimierung von Bevölkerungszahlen durch gezielte Eingriffe, was sie rechtskonservativem Gedankengut nahebringt. Überbevölkerung bedeutet ein Mißverhältnis zwischen der Bevölkerungszahl und den vorhandenen Ressourcen. Allerdings soll dieses Mißverhältnis nicht auf Ressourcenseite, sondern auf der Bevölkerungsseite behoben werden. Hierbei werden die ökonomischen und politischen Bedingungen in den betroffenen Regionen nicht berücksichtigt. Wer entscheidet wer zuviel ist und wie weggeschafft werden soll? Ziel solcher Maßnahmen sind immer nur Ärmere und Schwächere. Bevölkerungspolitik ist kein Mittel zum Wohle der Menschheit, sondern Mittel zur Absicherung von Herrschaft und Unterdrückung. Die Programme, die in den Entwicklungsländern zur Geburtenregelung eingesetzt werden, verstoßen massiv gegen das Selbstbestimmungsrecht der Frau. Sie bekommen Verhütungsmittel mit Langzeitwirkung die sie nicht selbst absetzen können. Bei uns sind diese teilweise verboten, weil sie gefährliche Nebenwirkungen, wie z. b. Blutungen, haben. Die Frauen werden mit Mitteln wie Prämien oder der Androhung von Kürzung von Subventionen unter Druck gesetzt.

Eine ebenfalls häufig anzutreffende rechtsökologische Argumentation ist die Forderung nach einem starken Staat oder einer Ökodiktatur zur Durchsetzung ökologischer Politik. Allerdings wird diese selten offen dargelegt, da die reaktionären Formen kaum zu übersehen sind. Grund für die Forderung ist die Furcht vor dem Zusammenbruch der Ökosysteme. Um diesen zu verhindern, muß das Einzelinteresse hinter das ökologische Interesse gestellt werden und Grund- und Menschenrechte müssen eingeschränkt werden. So sagt Herbert Gruhl in seinem Buch „Ein Planet wird geplündert“, daß die Sicherung des Lebens nur durch einen Staat möglich ist, der die Ressourcen verwaltet und daß Freiheiten eingeschränkt werden müssen. Dies könne nur mit diktatorischen Mitteln und nicht mit Demokratie erreicht werden. Solche Visionen haben allerdings ein eingeschränktes Publikum in der Umweltbewegung, da man den Boden der parlamentarischen Demokratie nicht verlassen will. Eine abgemilderte Form einer solchen Forderung formulierte Jens Reich von Den Grünen. Er fordert einen ökologischen Rat, der Gesetzesinitiativen im Bundestag starten kann, ein Vetorecht besitzt und Ge- und Verbote aussprechen kann. So ein Rat besitzt allerdings keine demokratische Legitimation, denn wieso sollte der Ökologie ein Vorrang vor anderen politischen Fragen eingeräumt werden?

Die ökologische Rechte

Ein Beispiel für eine rechtsökologische Organisation war in ihren Anfängen die ökologisch-demokratische Partei (ÖDP). Ihre Entstehung hängt mit der Entwicklung der Gründungsphase der Grünen zusammen. 1980 überwog der linke Flügel bei den Grünen, der konservative Teil wanderte ab zur AG ökologische Politik oder zu der Grünen Aktion Zukunft von Herbert Gruhl. 1981 wurde die ÖDP gegründet, der erste Bundesvorsitzende war Herbert Gruhl, der eine dominante Rolle in der Partei spielte. Das erste Grundsatzprogramm besaß eindeutig rechtsökologische Linien, Ausländer wurden als ökologisches Problem gesehen. 1986 verabschiedete die ÖDP ein 10-Punkte-Papier zum Thema „Ökologisches Gleichgewicht und Bevölkerungsdichte. Stellung der ÖDP zur Ausländerfrage“. Hier wird Ökologie gegen Immigranten benutzt, so wird gesagt, dass Einwanderung das ökologische Gleichgewicht störe und natürliche Lebensräume zerstöre. Solche Programme und das autoritär-chauvinistische Ökologieverständnis von Herbert Gruhl trugen zum Ruf der ÖDP als rechter Partei bei.

Nach diesen Vorwürfen spaltete sich die ÖDP in drei Strömungen. Ein kleiner Teil setzte sich ernsthaft mit den Vorwürfen auseinander und löste einen innerparteilichen Eklat aus. Ein großer Teil wies die Vorwürfe zurück und vertrat die Meinung, dass die ÖDP eine rein ökologische Partei und weder rechts noch links sei. Der größte Teil zeigte sich besorgt über das Bild der ÖDP in der Öffentlichkeit, und so kam es 1989 zum Grundsatzbeschluß zur Abgrenzung der ÖDP von den Rechtsparteien. Dieser Beschluß zog auch innerparteiliche Trennlinien, Parteimitglieder, die Themen wie Nationalbewußtsein, Patriotismus und Deutschtum zu politischen Schwerpunkten machen wollten, wurden aufgefordert, sich andere Parteien zu suchen. Einige folgten dieser Aufforderung, ein Teil wechselte zu den Republikanern, ein Teil gründete die Unabhängigen Ökologen Deutschlands (UÖD), ein Teil ging zu dem von Herbert Gruhl gegründeten Arbeitskreis ökologischer Politik. Dieser suchte zunächst vergeblich den Weg zurück in die ÖDP, fusionierte dann schließlich mit den UÖD.

Die UÖD sind eine der wenigen Parteien in Deutschland mit einer eindeutig rechtsökologischen Basis. Bei ihnen finden sich ÖDP-Positionen in offener und unmißverständlich rechtsextremer Fassung sowie alle gängigen rechtsökologischen Stereotypen, wie den Biologismus. Natur und ihre Prinzipien stehen an erster Stelle, menschliche Gesellschaften müssen sich an der Natur orientieren, der einzelne Mensch ist lediglich Teil einer biologischen Gattung, Menschen werden mit Tieren und Pflanzen gleichgesetzt. Die Aufnahme von Flüchtlingen ist katastrophal, Einwanderung belastet die Heimatnatur. Es wird eine starke, defensive Bundeswehr zur Verteidigung der deutschen Heimaterde gefordert und wenn gar nichts mehr hilft, wird vor einer Öko-Diktatur gewarnt. Die UÖD haben Kontakte ins eindeutig rechtsextreme Lager. Sie haben sich weit von der ÖDP entfernt und sind im rechtsintelektuellen Milieu fest etabliert. Sie sind die wichtigste braun-grüne Organisation, die Natur- und Heimatschutz im Rechtsextremismus einen wichtigen Stellenwert geben wollen.

Die ÖDP dagegen hat sich seit 1986 moderat entwickelt, sie kann nicht mehr als wertkonservativ, sondern eher als wertorientierte Partei der Mitte bezeichnet werden. Eine Rückkehr ins rechtsextreme Lager ist kaum zu erwarten.

Einen guten Ruf in der Umweltbewegung hat die Antroposophie. Sie gilt als naturbezogen, künstlerisch, menschenfreundlich und ganzheitlich und wird dem links-alternativen Spektrum zugeordnet. Das stimmt keineswegs, die Antroposophie ist größtenteils bürgerlich-konservativ, genießt von jeher Unterstützung durch Industrielle und hat viele Anhänger im rechtsextremen Lager. Bei den Antroposophen findet sich eine bedeutende rechtsextreme Fraktion, die sich auf rassistische und nationalistische Ausführungen Rudolph Steiners beruft. Die Antroposophie beruht auf dem Werk Rudolph Steiners, er wird fast abgöttisch verehrt, Kritik an ihm ist tabu.

Die Wurzelrassentheorie von Rudolph Steiner ist eine wichtige Grundlage der Antroposophie. Steiner soll sie der „Akasha-Chronik“ entnommen haben, einem immateriellen Weltengedächtnis, in dem alles Wissen, alle Taten und alle Gefühle festgelegt sein sollen. Dieses zu lesen soll aber nicht allen Menschen möglich sein, sondern man braucht ein besonders hochentwickeltes Bewußtsein. So können die Ergebnisse auch weder kritisiert noch in Frage gestellt, sondern lediglich akzeptiert werden. Steiners Wurzelrassenlehre ist die Theorie der körperlichen und geistigen Menschheitsentwicklung. Die Wurzelrassen entwickeln sich ständig weiter, die derzeitige ist die arische. Die Wurzelrasse wird unterteilt in Unterrassen, die nebeneinander existieren. Eine von ihnen ist führend, um die Menschheit geistig voranzubringen, das ist bis zum Jahr 3573 die germanisch-nordische Unterrasse. Diese wird noch einmal unterteilt in durch Volksgeister repräsentierte Völker, die jeweils für eine bestimmte Zeitperiode die Menschheit auf geistiger Ebene voranbringen sollen. Seit 1897 bis ins 23. Jahrhundert sind das die Deutschen, anschließend die Slawen. Der Rassebegriff ist nicht nur geistig, sondern auch biologisch bestimmt, die Entstehung biologischer Rassen hängt mit der Entwicklung von Geistwesen, sogenannten „abnormen Geistern der Form“, zusammen. Sie beeinflussen die Erde von einzelnen Planeten aus. Die Kräfte von auf fünf verschiedenen Planeten sitzenden abnormen Geistern der Form entsprechen den fünf Hauptrassen der Erde, die schwarze Rasse, die malayische, die mongolische, die europäische und die amerikanische.

Hier wird die Grenze zum offenen Rassismus überschritten, die Gliederung der Menschenrassen dient zur Einteilung in hoch- und minderwertige Rassen. Die planetarisch-biologischen Rassen werden in eine Rangordnung eingeteilt. So besitzt der Afrikaner kindliche Merkmale, der Asiate jugendliche Merkmale und der Europäer findet zur Reife, aber das stellt laut Steiner keine Benachteiligung dar, da man durch Wiedergeburt alle Rassen durchläuft. Die Indianer besitzen die Kräfte des Alters, so mußten sie aussterben, die Europäer hatten keine Schuld. So leicht lassen sich Kolonialismus und Völkermord rechtfertigen. Schwarze haben ein starkes Triebleben und sind sehr egoistisch, wenn sie nach Westen gehen bekommen sie nicht genug Licht und werden Indianer und müssen ohne Fremdverschulden aussterben. Der Weiße hat das Denkleben, das im Kopf sitzt, er wirkt überall positiv auf die Kultur. So wird der Rassenbegriff zur Hierarchisierung bestimmter Gruppen und Nationen benutzt. Den Juden kommt bei Steiner eine besondere Rolle zu. Ihr normaler Geist der Form, Jahve, sitzt nicht auf der Sonne, sondern auf dem Mond, deswegen stehen sie außerhalb der fünf Rassen. Sie haben eine große Begabung für Materialismus aber wenig Begabung für die Anerkennung der geistigen Welt. Er beklagt den zersetzenden Einfluß des jüdischen Materialismus. Außerdem spielt er das Leid der europäischen Juden herunter und schiebt ihnen selbst und dem Schicksal die Schuld am Antisemitismus zu. Ein weiterer rassistischer Ausfall Steiners ist seine Warnung an europäische Frauen, während der Schwangerschaft keine Negerromane zu lesen, da sie sonst „Mulattenkinder“ bekämen.

In den zwanziger und dreißiger Jahren kann man in zahlreichen Aufsätzen in antroposophischen Zeitschriften eine deutsche Selbstherrlichkeit finden. Ein Beispiel dafür ist Richard Karutz mit seinem Aufsatz „Zur Frage von Rassebildung und Mischehe“, der 1930 erschien. Er beschreibt die Verschiedenwertigkeit der Rassen und die Gefahr von Mischehen für die Bewußtseinsentwicklung. So würden die Triebe verstärkt werden und die Seele würde in Disharmonie geraten und Rückschritte machen. Weiter sagt er, dass Deutschland zur geistigen Rassen- und Völkerkunde kommen muß, sich vor Durchfremdung schützen muß und dass es nur durch Reinrassigkeit vorwärtskommen kann.

Auch im Dritten Reich standen die Antroposophen nicht nur in Opposition zum Hitler-Regime. So sagte ein Mitglied des Vorstandes der allgemeinen antroposophischen Gesellschaft, Guenther Wachsmuth, wenige Monate nach Hitlers Machtübernahme zur antroposophischen Einschätzung der Hitler-Regierung, dass man mit Sympathie betrachte, was geschehe. Man bewundere den tapferen und mutigen Umgang mit Problemen und sehe die Entstehung von etwas Gutem. 1935 wurde die anthroposophische Gesellschaft aufgelöst, Antroposophen durften nicht in der NSDAP oder in der Wehrmacht tätig sein, die Waldorfschulen wurden bis 1941 restlos aufgelöst. Trotz Teilkompatibilität der antroposophischen Weltanschauung war sie nicht mit der nationalsozialistischen Realpolitik in Einklang zu bringen. Bleibt die Frage, wie die Waldorfschulen so lange existieren konnten. 1934 sollte die erste geschlossen werden, was die Sprecherin des Bundes der Waldorfschulen, Elisabeth Klein, durch Kontaktaufnahme zu Rudolf Heß verhindern konnte. 1937 lösten sich zwei Schulen selbst auf, die die Anbiederung an den Nationalsozialismus nicht mehr mitmachen wollten. Ab 1938 folgten Schließungen, die letzte erfolgte nach Heß´ Englandflug. Die Weledawerke dagegen wurden auch nach 1941 nicht geschlossen, sie konnten bis Kriegsende fast ungehindert weiterarbeiten. Homöopathie und Naturheilkunde wurden vom Staat unterstützt. Weleda-Direktor Fritz Götte unterhielt persönliche Beziehungen zu Nationalsozialisten und griff auch mal zum Mittel der Bestechung. Von Weleda wurden 20kg naturheilkundliche Frostschutzcreme für an Häftlingen durchgeführte Unterkühlungsversuche im KZ Dachau geliefert. Solche Verstrickungen werden bis heute kaum diskutiert, statt dessen herrscht der Mythos der einhelligen Ablehnung der NS. Wer Kritik wagt, findet sich meist Anfeindungen ausgesetzt.

Auch nach 1945 wurde bei den Antroposophen hauptsächlich auf Schönrederei, Vertuschen und Verdrängen gesetzt, Steiner wird nicht in Frage gestellt. Rechtsextreme Bezüge kann man auch heute noch finden. So sagte der Antroposoph Rainer Schnurre bei einem Seminar zum Thema „Überwindung von Rassismus und Nationalismus durch Rudolf Steiner“, Schwarze hätten etwas kindliches an sich. Außerdem habe jede Rasse unterschiedliche Fähigkeiten, was ein gleiches System für alle Menschen unmöglich mache. Wegen diesen Unterschieden sei auch die Entwicklungshilfe nutzlos. Man findet auch einige Beiträge von Antroposophen in der nationalrevolutionären Zeitschrift „Wir selbst“. Und in einem antroposophischen Mitteilungsblatt darf ein Vorstandmitglied der UÖD, Helmut Kirchner seine rechtsökologischen Argumente gegen Immigranten und Überbevölkerung einsetzen.

Zu den Vorwürfen gegen Steiner gibt es von antroposophischer Seite eine Reihe von Verteidigungen. Oft wird der Zeitbezug der Äußerungen Steiners genannt. Das aber widerspricht den angeblichen großen geistigen und übersinnlichen Fähigkeiten. Außerdem war man auch zu damaliger Zeit nicht gezwungen rassistisches und nationalistisches Gedankengut zu verbreiten. Ein weiteres Argument sagt, dass die Rassen zukünftig an Bedeutung verlieren werden. Aber nach Steiner erfolgt die endgültige Ablösung von Rassezusammenhängen erst in 1600 Jahren. Durch die Rassentheorie wurde der Völkermord an den Indianern sowie jeglicher Rassismus gerechtfertigt. Außerdem bezieht sich die Ablösung von Rassezusammenhängen nur auf biologische Rassen, in Zukunft wird es von biologischen Rassen unabhängige kulturell-geistige Rassen geben. Auch das wird aber wieder zu einem kulturell-biologischen Rassismus, da man den Menschen ihre geistige Reife äußerlich ablesen kann. Dabei werden die Antroposophen auf die oberste Stufe der Menschheit gestellt. Die Wiedergeburt in den verschiedenen Rassen werden gesellschaftliche Unterdrückungs- und Ausbeutungsverhältnisse gerechtfertigt, da angeblich eine ausgleichende Gerechtigkeit vorliegt. Oft wird auch gesagt, dass die Waldorfschulen oder der Demeterlandbau damit nichts zu tun haben. Aber die Wurzelrassentheorie ist grundlegend für die Antroposophie und gibt Waldorfschulen und Demeterlandbau ihren tieferen Sinn. Sie sind untergeordnete eines sämtliche Lebensbereiche umfassenden Gedankens und nicht davon trennbar. Viele, die in Waldorfschulen oder Demeterlandbau tätig sind, kennen diese Theorien nicht oder kaum, sondern nur ihren Teilbereich, aber auch sie treffen irgendwann auf Volksgeister oder Rasseseele. Seit 1995/96 findet man auch wieder Hardliner, die Steiner offensiv verteidigen. Die anthroposophische Gesellschaft hat ein Sonderheft zum Rasseverständnis herausgegeben, in dem Kritik als untragbar und als Zeichen für die Dekadenz des Geisteslebens bezeichnet wird. Es heißt, Rassen seien eine unbestreitbare naturwissenschaftliche Tatsache. In den Niederlanden kam es zu Beschwerden von Waldorfkindern und -eltern wegen rassistischer Lehrinhalte. Die Reaktion war eine vorsichtige Distanzierung der Kommission zur Aufbesserung des Images. Es wurde empfohlen, die diskriminierenden Zitate mit einem Kommentar zu versehen, gleichzeitig wurde gesagt, dass die Lehre nicht rassistisch sein könne, da sie keinen Überlegenheitsanspruch der weißen Rasse formuliere. 

Keinesfalls soll hier gezeigt werden, dass alle Antroposophen rechtsextrem sind, sondern daß der ideologische Kern mit Wurzelrassen und Kriegsschuldrelativierungen rassistisch ist. Es gibt in Steiners Werk auch entgegenstehende Textpassagen, aber eine antirassistische Interpretation ist wegen der Wurzelrassen nicht möglich.

Quelle: „Rechte Ökologie“ von Oliver Geden

